
Allgemeine Staats Gesetze.
Kapiiel.l

Eine Akte zum Widerrufe des 8. Ab-
schnittes des 51. Artikels des Codex
öffentlicher allgemeiner Gesetze Ma-
ryland'S mit dem Titel ?Geschwore-
ne," wie im 533. Kapitel der Akte
von 1890 amendirt, und zum Wie-
dererlasse desselben mit Amende-
ments.

1. Abschnitt. ES wird von
der Gesetzgebung Maryland'S
verfügt, daß der 8. Abschnitt des 51.
Artikels des Codex der allgemeinen Staats-
gesetzt Maryland' mit dem Tilel ?Geschwo-
rene," wie er iu dem 533. Kapitel der Alte
von achtjehnhundertuiidileunzig widerrufen
und amendirl wurde, hiermit widerrufen
und in folgendem Wortlaut wieder erlassen
wird

?S. Abschnitt.? Wenn besagte Na-
menlistn, ausgewählt, wie im vorherge-
henden Abschnitt angewiesen, gemacht und,
wie darin vorgeschrieben, beglaubigt sind,
follen unmittelbar daraus die besagte Rich-
ter der besagten respektive Gerichte in Ge-
genwart der Mitglieder de Barreau. wie
v-rdefagt, und folcher anderer Personen, die
e für rathsam halten, anwefeiid zu jein, ver-
anlassen, daß alle die ausgewählten und auf
die vorerwähnte Liste gesetzten Namen in
leserlicher Weise aus BallolS geschrieben
werden, welche von gleichmäßiger Größe und
gleichmäßiger Farbe und Erscheinung sein
müßen und sollen eng zusammen gerollt
oder gefallet und in jedem Counly, ausge-
nommen Ballimore-, Frederick-, Monlgo-
mery- und Carroll-Counly, durch die besag-
ten Richter mir eigenen Händen unmittelbar
vor der hierin vorgeschriebenen Ziehung in
eine kubiksörmige Urne mit einem Schiebe-
decke! von acht Zoll Quadrat Größe, die der
Ntluar uiiier Anweisung der besaglen Rich-
ter zu besorgen hat, gelkan werden; und
nach dieser Depoiiiruiig der besagten Zettel
foll besagte Urne geschlossen werden; und die
besagten Richter sollen sodann de Aktuar
oder einen GeHülsen desselben, welchen die
besagten Richler als solchen zu bezeichnen
haben,(doch keiner der für diese Pflicht Au-
ersedeneii kann bei dem Schreiben, Rollen,

Falten und Deponiten besagter Zettel in der
Urne, wie hierin vorgeschrieben, anwejend

fein), veranlassen, vor ihnen zu erscheinen,
und es soll die Pflicht des fo erschienene
AktuarS oder seines Gehülfen sein, in der
Gegenwart und in unmittelbarer Nähe der
besagten Richter und solch' anderer Perso-
nen, welche der Ziehung beiwohnen möch-
te, nach genügendem Schütteln besag-
ter Urne, damit die Zettel gehörig ge-
milcht werden, von besagter Urne durch die
bei Enlfernuiig der Schiebethür gemachle
Oeffnung. die' für das hineingreifen mit
einer Hand hinreichend ist und ohne
in die Urne zu sehen, die achtundvierziz Zct-
tel, einen nach dem anderen, ans besagter
Urne zu ziehen; die auf besagten gezogenen
Zetteln erscheinenden Name solle in ge-
höriger Weise durch besagte Richter oder

durch den Akluar in ihrer Gegenwarl und
unler ihrer Aussicht in der Reiyefolge, wie
sie gezogen sind, protokollirt werden; und in
Baltimöre-Counly foll eine Urne von vorbe-
jagler Form und mir hinreichender Größe,
wie vorbefagt, beschafft werden; und besagte
Urne soll in dreizehn EompartementS ge-
theilt und diese numerirt werden, daß sie den

Distriklen des besagten Countys entsprechen;
die Name der,wie vorbesagt.ausgewählten
Personen sollen durch die besagten Richler
in die besagten CompartementS der besaglen
Urne gelegt werden, welche die Nummern
der respekliven Distrikte, wo die so ausge-
wählten Personen rejpeklive wobnen, enthal-
ten, und dann sollen in der für die anderen
Countie vorbejchriebenenWeise fünf Namen
aus dem ersten Compartement, drei aus dem
zweiten, fünf aus dem dritten, drei aus dem
vierten, zwei aus dem fünften, drei aus dem
sechsten, drei ans dem siebenten, fünf aus
dem achten, sech aus dem neunten, zwei
ans dem zehnte, drei au dem eilflen,
fechs aus dem zwölften, zwei aus dem
dreizehnten gezogen werden; und in
Frederick-Tounly 101 l eine Urne von vorbe-
sagler Form in vorbesagler Weise und hin-
reichender Größe beschafft werden, und be-
sagte Urne soll in so viele CompartementS
eingetheilt werden, als Wahldistrikte in be-
sagtem Counly sein mögen, welche so zu
numeriren sind, daß sie mit den Distrikten
in besagtem Frederick-County correipondi-
ren; und die Namen der, wie vorbesagt, aus-
gemä'illen Personen sollen durch die besagten
Richter in die besagten respekliven Coinpar-
iementS besagter Urne gethan werden, welche
die Nummern der Distrikte tragen, wo die
so auSgewädltenPerlonen respektive wohnen;
und es soll die Pflicht der Richler des Kreis-
gerichlZ für Fredenck-Counly sein, bei der
Auswahl der Geschworenenliste von zwei-
hundert Persouen, wie in dem vorhergehen-
den Abschnitte dieses Artikels vorgeschrieben
ist, zwanzig der besagten Namen vom Wahl-
distiikle Nummer Zwei und die übrigen ein-
liundenundachtzig Namen aus den Wahl-
distriklen bcsagten Countys gleichmäßig aus-
zuwählen; und sodann sollen in der hier zu-
vor sür die anderen CountieS vorgeschriebe-
nen Weise zwei Namen aus jedem der vor-
besagten Compartemenls, ausgenommen
des CompartementS des zweiten Wahldi-
striklS besagten Countys gezogen werden;
und nach dem Ziehen zweier Namen ans
jedem der anderen vorbesagteu Comparte-
mentS soll die noch übrige Anzahl Namen,
ersorderlich zur Ausfüllung der Zahl
achtnndvierzig, wie vorerwähnt von dem
Compartement gezogen werven, da den
weiten Wahldistrilt repräsentirt; vorge-
schrieben, dag bei'm Ziehen der Geschwo-
rene für den Dezember-Termin des KreiS-
gericht? besaglen Countys die erforderlichen
fünfundzwanzig Namen von den noch nach
der Ziehung für den vorhergehenden Sep-
tember-Termin übrigen Namen in der Urne
genommen werden sollen; fünf sind auS dem
Compartement Nummer zwei zu ziehen und
einer aus jedem der anderen Comparte-
menls; und keiner der so gezogenen Na-
men um al Geschworener in Frederick-'
Connly zu irgend einem Gerichtstermine zu
fungiren, darf für den Zeitraum von zwei
Jahren danach von Neuem m die Urne ge-
tvan werden; und in Montgomery-Connty
foll eine Urne in vorbesagter Form und
von hinreichender Größe, wie vorbe-
fagt, beschafft werden; und besagte Urne
soll iu so viele CompartementS ein-
getheilt werden, als Wahlbezirke in besag-
lem County sein mögen, welche so zu nume-
riren sind, daß sie mit den Wahldtstrikten in
besagtem County correspondiren; und die
Namen der, wie vorbesagt, ausgewählten
Personen sollen durch besagte Richler in die
befaqte CompariemcntS der besagten rne,
welche die Zahl deZresp.WahldistrillSt!. en,
in welchem die so ausgewählte Person -sp.
wohnt, gethan werden, und sodann sollen in
der hier zuvor sür andere CountieS beschrie-
benen Weise drei Namen ans dem Compar-
tement Nummer Eins, drei ans Nummer
Zwei, vier aus Rummer Drei, sechs au
Nummer Vier, vier aus Nummer Füns,
drei aus Nummer Sechs, drei aus Nummer
Sieben, vier aus Nummer Acht, vier au
Nummer Neun, drei an Nummer Zehn,
drei an Nummer Cilf, drei au Nummer
Zwölf und füns aus Nummer Dreizehn ge-
zogen werden, und iu Carroll-Counly soll
eine Urne in vorbesagter Form und ln hin-

reichender Größe, wie vorbesagt, beschafft
werben; und besagte Urne soll in so viele
ComparlemenlS eingelheilt werden, als
Wahlbezirke in besagtem Counly sein mö-
gen, welche zu numeriren sind, daß sie mit
den Wahldistrikten in besagtem Counly cor-
reipondiren, und die Namen der, wie vorbe-
sagt,ausgewählten Personen sollen durch be-
sagte Richler in die besagten CompartementS
der besagten Urne, welche die Zahl des resp.
Wahldistrikles tragen, in welchem die so aus
gewählte Person resp, wohnt, gethan wer-
den; und es soll die Pflicht der Richter des
KreisgerichteS für Carroll-Counly sein, bei
der Auswahl der Eeschworenenliste von
zweihundert Personen, wie in dem vorher-
gehenden Abschnitte dieses Artikel vorge-
schrieben, jechSzehn von den bejagten Na-
men von dem Wahldistrilt Nummer Eins,
sechszehn vom zweiten Wahldistrilt, zwöls
vom dritten Wahldistrilt, neunzehn vom
vierten Wahldistrilt, dreiundzwanzig vom
fünsten Wahldistrilt, zweinudzwanzig vom
sechsten Wahldistrikt, jechsunddreißig vom
siebenten Wahldistrikt, dreizehn vom achten
Wahldistrikt, acht vom nennten Wahldistrikt,
acht vom 10. Wahldistrilt, zwölf vom elften
Wahldistrikt, acht vom zivölsten Wahldistrilt
und sieben vom dreizehnten Wahldlstrilt
auszuwählen; und sodann sollen in der
hierzuvor sür andere CountieS vorgeschriebe-
nen Weise gezogen werden: vier Namen
aus dem Compartement Nummer.Ein,
vier aus Nummer Zwei, drei aus Nummer
Drei, vier aus Nummer Vier, fünf aus
Nummer Fünf, fünf aus.Nummer Sechs,
neun aus Nummer Sieben, drei au Num-
mer Acht, zwei aus Nummer Neun, zwei
aus Nummer Zehn, drei aus Nummer Elf,
zwei aus Nummer Zwölf und zwei ans
Nummer Dreizehn; vorgeschrieben, daß
bei'm Ziehen der Geschworenen für den
Februar-Termin des Kreisgerichts besagten
County die erforderlichen fünfundzwanzig
Namen von den nach der Ziehung für deu
vorhergehenden November-Termin übrigen
genommen werden follen, zwei sind zu zie-
hen aus dem Compartement Nummer Cin,
zwei aus Nummer Zwei, zwei aus Num-
mer Drei, zwei aus Nummer Vier, zwei
aus Nummer Fünf, drei aus Stummer
Sech, vier aus Nummer Sieben, zwei au
Nummer Acht, einer au Nummer Neun,
einer au Nummer Zehn, zwei au Num-
mer Elf, einer au Stummer Zwölf und
einer au Nummer Dreizehu; wenn an
irgend einer Urjache nach der Ziehung de

Allgemeine Staats Gesehe.
November-Termin bejagten Gericht die
Zahl der in besaglen Compartement übri-
ge Namen zusammen weniger, al ein-
hundert ist, dann foll in solchem Falle
der Richter oder die Richter besagten Ge-
richt vor der Ziehung für den Februar-
Termin besagten Gericht eine genügende
Zahl Namen wie vorbesagt in geeigneten
Proportionen in besagte Compartement
thun, um die Gejammtzahl Hundert volt-zu
machen; und die besagten, fo gezogenen
Namen in Baltimore-, Frederick-. Mont-
goniery- und Carroll-6ounty sollen proto-
kollirt werden, wie hierzuvor für die anderen
CountieS angewiesen, und daraufhin sollen
die besagten Richter einen ventve-tseias-
Beseht an die Scheriffe besagter relpeltiven

Countie erlassen, denselben befehlend, die
verfchiedenen Personen, deren Namen wie
vorbefagl gezogen fein mögen, als Geschwo-
rene sür den nächst beginnenden Termin der
besagten Gerichte vorzuladen. Fall irgend
folche Personen, deren Namen so gezogen
und in besagtem ventvo-kacias-Befehl inbe-
griffen sind, krank oder anderwettig unfähig
sind, zu erscheinen, oder sollte abwesend und
deswegen nicht zu finden sein, fo foll es die
Pflicht besagten Scherifss sein, die Thatsache
solchen Todes, solcher Unfähigkeit oder Ab-
wesenheit sofort zu berichten, und die befug-
ten Richter sollen daraufhin die Ziehung an-

derer Namen aus besagter Urne in der hier-
zuvor angeordneten Weise an Stelle der ur-
sprünglichen, welche todt, unfähig oder ab-
wesend sein mögen, anordnen, uno sollen
veranlassen, daß der Name oder die Namen
solcher Person oder Personen, wie eben be-
merkt, gezogen sind, in den besagten venive-

kaews-Befehl zur Vorladung wie vorbesagt
einzufügen, und eS soll die Pflicht de Sche-
rifss sein, die in besagtem vvnlvo-taeias-Be-
sehl benannten Personen vorzuladen und
darüber dem bcsagten Gericht bei Eröffnung
der Sitzung zu berichten. Dieser Abichnitt
soll keinen Bezug auf Prinee George'S
County, noch auf Dorchester-, Wicomico-
odcr andere CountieS haben, in welchen
durch sie Lokal-Gesetze darin spezielle Vor-
schriften getroffen sind."

2. Abichnitt. Und es wird ver-
fügt, daß diese Akte mit dem Tage ihrer
Annahme in Kraft tritt.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Z?rank Brown,Gouverneur.
John Walter Smith,

Präsident des Senats.
James H. Presto,

Sprecher des Unterhause.
Wir bescheinigen hiermit, daß Vorstehen-

de? eine gelreue Abschrift einer in der 1894 er
Januar-Sitzung angenommeneu Akte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Stöger McSherry,
Sekretär de Senat.

B. L. Smith,
Cbes-Llerk des Unterhauses.
IS2. Kapttcl.l

Eine Akte zur Amendirung des 27. Arti
kels des Codex allgemeiner SlaatS-
Gesetze mit dem Titel ?Verbrechen
und Strafen," Untertitel ?Gesund-
heit. We7kslätten und Fabriken,"
durch Hinzufügung vier weiterer Ab-
schnitte nach dem 149. Abschnitte, die
als Abschnitt 49 H., resp. 149 L,
149 (-! und 140 I) zu numeriren
und unter den Titel ?Schwitzbuden-
Systcm," zu stellen sind.
1. Abfchuitt.-ES wird von der

Gesetzgebung Maryland'S ver-
fügt, daß der 27. Artikel des Crdex allge-
meiner StaalSgesetze mir dem Titel ?Ver-
brechen und Strafen," Untertitel ?Gesund-
heit, Werkstätten und Fabriken," biermit
durch Hinzufügung vier weiterer Abschnitte,
gleich hinter dem 149. Abschnitte, dte mit
?Abichnitt 149 resp. 149 v, 149 e und
149 o zu bezeichnen und unter deu Titel

..Schwitzbuden-System" zu stellen sind,
amendirt wird.

?Abschnitt 149 ä..?Falls irgend eine Per-son oder ncorporirte Gesellschaft, mit der
Fabrikation oder dem Verlaufe vou Klei-
dung oder irgend eines anderen Artikels be-
fchäfligt. wodurch Seuchen übertragen wer-
den mögen, wissentlich durch Ankauf, Con-
trakt, oder anderwettig direkt oder indirekt,
irgend ein Kleidungsstück oder folchen ande-
ren Artikel ganz oder theilweise oder irgend
eine Arbeit daran innerhalb diese Staates
und in Plätzen oder unier Umständen, welche
Gefahr für die öffentliche Gesundheit uivol-
viren, zu fabriziren oder zu machen veran-
laßt oder erlaubt, foll die besagte Perfon
oder Corporation nach Ueberführung in ir-
gend einem Gerichte mit competenter Juris-
diktion um nicht weniger, als zehn Dollar,
und nicht mehr, als einhundert Dollas, für
jedes fo. wie oben bemerkt, fabrizirte, ge-
machte, oder daran gearbeitete Kleidungs-
stück oder anderen Artikel, bestraft werden."

?Abschnitt 149 v. Falls irgend eine
Perfon oder der Angestellte irgend einer Cor-
porate irgend ein in dem vorhergehenden

Anschnitte erwähntes Kleidungsstück oder
anderen Artikel in einem Platze oder unter
Umständen, welche Gefahr für die öffentliche
Gesundheit lnvolviren, vorwissentlich, daß
eS so behandelt wird, zu fabriziren, zu ma-
cheu oder daran zu arbeiten veranläßt oder
erlaubt, foll er nach Ueberführung in irgend
einem Gerichte von competenter Jurisdiktion
zu einer Gesängnißstrase von nicht weniger,
als sechSzig Tage und nicht mehr, als ein
Jahr verurtheilt werden und kann ferner
nach dem Gnlachlen des Gerichtes mit einer
tausend Dollars nicht übersteigenden Geld-
strafe belegt werden."

?Abschnitt 149 e. Irgend ein Zim-
mer oder Gemach, welches nicht mehr, als

mindestens 400 Kubikfuß lichten Raum für
jede gewöhnlich darin arbeitende oder den-
selben benutzende Perfon enthält oder worin
das Thermometer während der Arbeitszeit
gewöhnlich auf oder über 80 Grad Fahren-
heit vor dem ersten Tage im Mai oder nach
dem ersten Tage im Oktober steht oder worin
irgend eine an einer pestartigen, ansteckenden
oder anderweitig gefährlichen Seuche oder
Krankheit leidende Perfon schläft, arbeitet
oder sich aufhält, oder worin, wenn weniger,
aIS LOO Quadratfuß oberflächliches Areal,
irgend welches künstliches Licht zwischen den
Stunden von 8 Uhr Morgens und 4 Uhr
Nachmittags gewöhnlich gebraucht wird oder
au welchem die Abfälle der Fabrikation oder
aller anderer Schmutz oder Abfall nicht min-
desten einmal in jeden vierundzwanzig
Stunden entfernt wird oder welches von
irgend einem Beamten oder einer Behörde
mit gesetzlicher Aniorität dazu al schlecht
ventilirt oder anderwettig ungesund erklärt
wird, soll als ein Lokal angesehen werden,
das Gefahr für die öffentliche Gesundheit
lnvolvirt. wie in den zwei vorhergehenden
Abschnitten diefe Artikels erwähnt wird."

?Abschnitt 149 o.?Fall eine
Gesellschaft oder ein Verein, ineoiporirt oder
nicht incorporirt, durch seine Beamten oder
Agenten hinreichende Beweise liefert, die
Ueberführung irgend einer nach de drei vor-
hergehenden Abschnitten dieses Artikels cri-
minell verfolgten Perfon zu sichern, fo foll
die besagte Gesellschaft oder der Verein eine

Hälfte irgend einer Geldstrafe, welche eine
mit deren Hülfe so überführten Person auf-
erlegt werden mag, erhalten; solche Geld-
strafen sind dem Schatzmeister oder anderen
Beamten mit correspondlreiider Autorität
des besagten. Vereins oder der Gesellschaft
auszuzahlen."

2. Abschnitt. Und e wird ver-
fügt, daß diefe Alte vom Tage ihrer An-
nahme in Kraft treten soll.

Am 6. Avril 1894 genehmigt.
Krank Brown, Gouverneur.
John Walter Smith,

Präsident der Senat.
JamS H. Preston,

Sprecher de Unterhauses.
Wir bescheinigen hiermit, daß Vorstehen-

de eine getreue Abschrift einer in der 1894er
Januar-Sitzung angenommenen Akte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Roger VtcZherry,
Sekretär des Senat.

B. L. Smith,
Chef-Clerk de Unterhinije.

I2is. apilel.l
Eine Akte zum Widerrufe des 40. Ab-

l7. Artikels der allge-
meinen Staatsgesetze Maryland'S mit
dem Titel ?GenchtS-Akluare," Unter-
titel ?Aktuar des Appellations - Ge-
richtS," und zum Wicdererlasse des-
selben mit Amendements.
I. Abschnitt. Es wird von der

Gesetzgebung Maryland'? ver-
fügt, daß der 40. Abichnitt de 17. Arti-
kels der allgemeinen StaalSgesetze Mary-
land' Mit dem Titel ?GerichtS-Akluare,"
Untertitel ?Aktuar des Appellation - Ge-
richt," hiermit widerrufe ud mit Amende-
ments wiedererlassen wird, fodaß derselbe,
wie folgt, lautet:

?40. Abschnitt. Der Aktuar des Appel-
lationS-Gerich's soll alle die Urkunden und
Papiere ,m Büreau de früheren Appel-
lattos-GerichtS. des verlagreiiÄppellatlonS-
Gericht und de allgemeinen Gericht auf-
bewahren; er foll ein Salär von Z3OOO pro
Jahr erhalten, für welche au den, Slaat-
schätze zu bezahlende Summe der Siaai-
kontroleur seine Anweifung ausstellen foll;
besagter Akluar kann mit Genehmigung der
Richter des Appellation - Gerichts lolche
Hüls - Aktuare anstellen, wie die Erfor-
dernisse dieses AmleS bedingen, welche
lolche Pflichten, wie von besagten Richtern
und Aktuaren vorgeschrieben werden, ver-
richten follen. sie sollen solche Saläre, wie
die besagten Richter und Aktuare al ge-
rechte und geeignete Vergütung sür deren
Dienste sestjetzen mögen, erhalten; dieselben
find in derselben Weise zu bezahlen wie siir

. Allgemeine Staats-Gesetze.
die Bezahlung de Salärs des Aliuar de
Apvellalion - Gerichl vorgeschrieben ist.
Der besagte Aktuar de Appellationt-Ge-
richtS soll, wie gesetzlich vorgeschrieben ist,
Rechnung über alle Gebühren, Sporleln und
Einkünsle seine Amle führen nnd dieselben
dem Staak-Schatzmtisler, wie jetzt gesetz-
lich vorgeschrieben ist, abliefern. Der Alluar
de Appellaiions-GerichtS soll sür sein Bü-
reau lolche Protokollbncher, Bücher, Ver-
zeichnisse:c. beschaffen, wie angebracht und
nothwendig sein mögen, und hierdurch wird
die Summe von achlzehnhunterl Dollars
oder so viel, wie davon nothwendig ist, zur
Bezahlung derselben oder solcher anderer
Büreau-Ausgaben, wie entstehen mögen,
verwilligt. Da Protokoll aller im besaglen
Gerichie anhängigen Fälle soll unter Aus-
sicht de kesagien Akluar gedruckt werden,
und die Plaidoyer der Rechtsanwälie kön-
nen in gleicher Weise gedruckt weroen oder
können durch besagte Rechtsanwälte nach
deren Gutachten gedruckt werden, und in
jedem Falle sollen die thatsächlichen Kosten
de Drucken besagter Protokolle und Plai-
doyer u laufenden Raten und zu nicht
mehr, als den Kosten von Abschriften besagter
Prolokolle und Plaidoyers iu besagten fäl-
len berechnet werde. Unter dem Siegel
besagte Gericht soll er beglaubigte Ab-
schrifteu von allen Schriftstücke und Dokn-
menten, die er, wie vorbesagt, in feiner Auf-
bewahrung hat, ausgebe, und folche Ab-

fchrifleu sollen Beweise in derselben Weife
jein. wie andere beglaubigte Abschriften von
Dokumenten sind."

2. Abfchl, it t.?U nd eS wird von
der Gesetzgebung von Mary,
land verfügt, daß dieses Gesetz sofort
nach seiner Annahme in Kraft treten soll.

Am K. April 1894 genehmigt.

Frank Brown, Gonverneur.
John Walter Smith,

Präsident des Senate.
James H. Presto,

Sprecher des Unterhauses.
Wir bescheinigen hiermit, daß Vorstehen-

de eine getreue Abschrist einer in der 1894er
Januar-Sitzung anaenommcnen Akte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Stöger McSherry,
Sekretär de SenalS.

'

B. L. Smitv,
Chef-Clerk de Unterhauses.
I4SV. Kapitel.l

Eine Akte zum Widerruf des 11. Ab-
schnittes des 44. Artikels der allgemei-
nen Gesetze von Maryland und Wie-
dererlasse desselben nm Amendements.
1. Abfchnit t.?E wirddurchdie

Gesetzgebung von Maryland
verfügt, daß der 11. Abschnitt be 44.
Artikel der allgemeinen Staatsgesetze von
Maryland hiermit widerrufen und wieder-
erlassen wird, um. wie folgt, zu lauten:

?11. Sie fallen für Unterkunft für min-
destens 400 arme Irrsinnige aus diesem
Staate sorgen, welche Behuf ärztlicher Be-
handlung nach dem genasilte Hospilal ge-
sandt werden mögen; diese Zahl soll von ih-
nen von Zeit zu Zeit nach der Bevölkerung,
die durch den letzten CenjuS festgestellt wird,
unter den verfchiedenen CountieS und der
Stadt Baltimore vertheilt werden. Die von
den verschiedenen Counlie, resp, kür den
Unterhalt und die Pflege ihrer irrsinnigen
Armen zu zahlenden Summen, sollen all-
jährlich von der Verwaltungsbehörde de
bekannten Hospital voranschlagt und festge-

setzt werden, wefHe den County.Commiffä-
ren eine jeden CountyS, den von diesem
fälligen Betrag nicht später, al am 10.
Tag im Januar eine jeden Jahre mitthei-
len sollen und ein folcher Voranschlag soll
auf der Bafi der Anzahl der Palienlen
in dem genannten Hojpilal von dem betref-
fenden County am ersten Tag eine jeden
Jahre zur Rate von Gl5O pro Kopf und
Jahr gemacht werden; und die fo als von
jedem County al fällig festgestellte Summe
follen die County-Commissäre des betreffen-
den County, wozu sie hierdurch ermächligt
und angehallen sind, jährlich aus da steuer-
bare Elgeitthum des bclrefsenden Countys
umlegen und in derselben Weise collekliren,
wie andere Steuern jetzt oder späterhin col-
lektirt werden; und der Schatzmeister eines
jeden Countys, oder falls kein solcher vor-
handen, die County-Commissäre des betres-
fendcn County ist und sind hierdurch bevoll-
mächtigt und angewiesen, die besagle Sum-
me in zwei gleichen Raten, die eine Hälfle
am 31. Dezember und die andere am 30.
September eines jeden Jahres dem StaatS-
Controleur zu zahlen und der besagte
Staat-Controleur soll sofort nach Erhalt
einer solchen Rate dieselbe der Verwal-
tungsbehörde des besagten Hospital aus-
zahlen. Die von den verschiedenen Coun-
tieS für den Unterhalt ihrer armen Irrsinni-
gen in dem besagten Hospital sür das Jahr
1894 benölhigten Gelder und alle au diesem
Anlasse am 1. Januar 1894 fälligen Geldern
follen von den Verwaltern de befagleu
Hospitals in derselben Weise abgeschätzt und
festgestellt und dieser Betrag den County-
Commissären eine jeden County spätesten
am 15. April de benannten Jahre mitge-
theilt werden, und die Counly-Commissäre
eine jeden Countys sollen den so festgestell-
ten Betrag in dem benannten Jahr auf das
steuerbare Eigenthum umlegen und der
Schatzmeister des betreffenden Countys,
oder falls ein folcher nicht vorhanden, die
County-Commissäre des betreffenden Coun-
ty sollen am 1. Oktober eine Hälfte und
am Sl. Dezember de besaglen Jahre die
zweile Hälfle de besagten Betrage au ir-
gend welchen Fond aus der Umlage des be-
sagten Jahres an den Staats-Controleur
auszahlen und der besagte Controleur soll
nach Erhalt irgend einer Rate dieselbe an
dir Verwaltungsbehörde des besaglen Ho-
fpitalS abführen. Die Ausgaben für eiüen
Patienten in dem dejagten Hofpilal ans ir-
gend einem County über da hierin vorge-
schriebene Quota hinau. sollen iu derselben
Weise festgestellt, umgelezt und gezahlt wer-
den, wie hierin für da Quota vorgeschrie-
den. Die Verwaltungsbehörde des besag-
te Hospitals ist hierdurch ermächtiat und
autorisirt, die Vorschriften diefe Abschnittes
durch vrlts ot manUamus durchzuführen oder
die al fällig und zahlbar von ihnen so fest-
gestellten Beträge auf irgend einem anderen
gesetzlichen Weg einzutreiben und können
gegen die Bürgschaft de Schatzmeisters ir-
gend eines CountyS, und falls ein folcher
nicht vorhanden, gegen die Counly-Com-
missäre de betreffenden Counly Klage an-
hängig machen, fall die fo fälligen Gelder
von dem befaglen Schatzmeister oder den
County-Collimissliren nicht bezahlt worden
sind, oder er oder sie, wie der Fall sein mag,
dieselben nicht, wie dier vorgeschrieben, an
den Controleur abgesührt haben."

2. Abschnit t.?U n d e wird ver-
fügt, daß diese Akte mit dem Tage ihrer
Annahme in Kraft tritt.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Krank Brown. Gouverneur.

John Walter Smitv,
Präsident de Senat.

JameS H. Preston,
Sprecher de Unterhauses.

Wir bescheinigen hiermit, daß Vorstehen-
de eine getreue Abschrift einer in der 1894er
Januar-Sitzung angenommenen Akle der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Roger VtcSherry,
Sekretär de Senats.

B- L- Smith,
Chef-Clerk des Unterhauses.
ILV. Kapitel l

Ein Gesetz, den 23. Artikel der allge-
meinen StaalSgesetze, Titel ?Eoipo-
rationen," Untertitel ?Vcrsicherungs-
Departement," zu amendiren, indem
demselben weitere neue Abschnitte hin-
zugefügt werden nach Abschnitt 143 O,
welche als Abschnitte 143 ü, I?,
H, I. X. 1., lii, I?, 0, Y, Ii
anzusehen sind.
I. Abschnitt. ? ES wird von der

Gesetzgebung von Maryland ver-
ordnet, daß der 23. Artikel der allgemei-
nen Staattgejetze. betitelt ?Corporationen,"
Untertitel ..VersicherungS - Departement,"

durch Hinzusügung eine Untertitels amen-
dirt werde, bezeichnet als ?Unterstützung-
Gesellschaften. Orden oder Vereine." Fer-
ner sind 14 neue Abschnitte hinzuzufügen,
welche unmittelbar auf den Abschnitt 143 v
befaglen Artikels folnen sollen, welche als
Abschnitte I4S L. 143?. 143 0. 143 n. 1431.

143, 1431.. 143 Zl. 143 51. 143 0.
143?. 143 <Z. 143 n zu betrachten sind und,
wie folgt, lauten:
?Brüderliche Unterstützung? - Gesellschaften.

Orden oder Vereine.
143 L. Abschnitt. Eine brüderliche

Unterstützung - Gesellschaft wird hierdurch
für eine Corporalion, Gejellfchast oder frei-
willige Association erklärt, welche sür da
alleinige Beste ihrer Mitglieder und deren
Angehörigen gebildet oder organisirt und
aufrecht erhalten wird, nicht aber, um
Profite zu erziele. Eine jede folche Asso-
c,alion foll ei Logen-System haben
mit ritualistischeu Formen und ein Reprä-
sentativjystem der Verwaltung und soll nur
Vorkehrung treffen für Bezahlung von Be-
liefizien iu Fällen von Krankheit. Arbeits-
Unfähigkeit oder bei dem Tode ihrer Mit-
glieder; den Borschriften ihrer Constitution
und Nebengefetze unterworfen. Der Fond,
au welchem die Zahlung solcher Benefize
gemachi, und der Fond, au welchem die

Unkosten der Gesellschaft bestritten werden,

soll durch Gebühren, Besteuerungen und
Mitgliedergelder ausgebracht werden. Die
Aulzahlung von Sterbegeldern mag nur

geschehen au Wuiwe, Kinder, Enkel, Mut-
ter, Bater, Brüder. Schwester, Großeltern.
Taute, Ohim, Nichte, Neffen, Geschwister-

Allgemeine Staats-Gesetze.
Kind und nächste Angehörigen, welche zu sei-
nem Nachlasse erbberechtigt find, wenn er
ohne Testament sterben sollte, oder an Per-sonen, welche von ihm wegen Nahrung,
Wohnung, Kleidung und Heranbildung ab-
hängig sind, und an Niemanden sonst. Vor-
gesehen daß die Zahlung eine Benefize
wegen Abhängigkeit nur gemacht werden
darf, wenn dem Exekutiv-Beamlen der Ge-
sellschaft dokumenlarüch zu seiner Befriedi-
gung nachgewiesen, daß ein solche Verhält-
niß bestanden hat; ein Benefiz soll nicht
überiragbar sein, ausgenommen an die oben
bezeichneten Perfonen, und dann nur mit
der Zustimmung der Association, beglaubigt
mit dem Siegel derselben und unterschrieben
von dem höchsten Beamten und Sekretär;
doch da Mitglied kann sein Certifikat auf-
geben und tili andere erwirken für eme
oder mehrere Personen, wie oben angegeben
ist, in der Weile, wie oben angegeben u. wie
e d Constitution u. Gefetzt der Gesellschast
verschreiben. Eine solche Gesellschaft soll
durch die Verfügung der Abschnitte 143 L bi
I4L inclusive diefe Artikel geleitet und
von den Versügungen der VersichtrungSge-
jetze diese Slaale befreit fein, und kein
Gefetz soll künftig erlassen werden, welcheaus diese Gesellschaften Bezug hat, e fei
denn, sie sind speziell darin genannt; vorge-
sehen, daß irgend eine Coiporation oder Or-
ganisation. tili Orden oder eine Gesellschaft,
welche unler dem Logensystem arbeitet und
rituale Arbeit in ihrer Loge verrichtet, und
deren Geschäft eist, im Ganzen oder theil-
weise am Ende einer befiimmien Periode
von nicht weniger, al fünf Jahren eine
Summe zu bezahlen, die nicht geringer ist,
als der Maximalbeirag, welcher in dem Cer-
tifilate genannt ist, oder welche Dividenden
zahlt oder Altersversorgungen oder Auszah-
lung solcher BenefilS bei dem Tode, ihre
Geschäfte in diesem Staate verrichten darf
unter den Gesetzen, welche folche brüderliche
Wohlthätigkeilsgefellschaflen. Orden oder
Vereine regieren, mit der Ausnahme, daß
keiner solchen Gesellschast gestattet werden
soll, n diesem Staate Geschäfte zu beginnen
oder fortzufetzen bevor sie bei dem Ver-
sicherungsbeamlen des Staate die Summe
vou zehntausend Dollar in Dividenden
tragenden Papieren, welche dem besagten
Commissär genügen, hinterlegt hat al eie
Garantie für die Bezahlung der von ihr au,
gegebenen Cerllfilale, welches Deposit be-
ständig aus diesem Betrage gehallen werden
soll. Vorgesehen jedoch daß irgend eine
derartige Coiporation oder Association,
welche unter den Gesetzen eine anderen
Staates organisirt wurde, und welche unler

den Gesetzen de betreffenden Staate ein
Depositum von gleichem Werthe geleistet
hat, wie e hier angegeben ist, wenn da
Vorhandensein eine solchen TeposilS erwie-
sen ist, nicht gehalten sein soll, ein ähnliches
Depositum zu hinterlegen.

Abschnitt 143 r. Irgend eine Ge-
sellschaft, welche unier den Begriff einer brü-

derlichen WohltdätigkeitS-Affocialion fällt,
wie diese uifter Abschnitt 15 diese Artikels
dcfinirtuiid unter den Gesetzen diese Staa-
te oder eine andere Staate, Provinz
oder Gebiet organisirt ist und gegenwärtig
Geichäfte in diesem Staate thut, darf solches
Geschäft fortführen, vorailSgeietzt, daß sie
künftig den Vorschriften der Abschnitte 143
II und i. die Jahreberichle betreffend, und
de Bestimmungen de Versicherung Com-
nilssärs oder der Person, welche veranlwoit-
lich ist, wie späler bestimmt wird, entspricht,
und soll dieselbe b ei dem Versicherungs-
Commissär eine gehörig beglaubigte Ab-
schrist ihres Freibriefe oder Jncorporation.

CertifikalS hinterlegen ferner ihr Wohlthä-
tigkeiiS-Certifikat sowie ein Certifikat der
gehörigen Beamtin solchen Staaie oder
Provinz oder Gebietes, worin bescheinigt
wird, daß folche Gesellschast ermächligt ist,
ihre Geschäfte dort zu verrichten, und die Ge-
setze jene Staates, Provinz oder Gebiete
einen Jahresberjcht von der Wirksamkeit sol-
cher Association verlangen: oder wo ihre Ge-
setze solche Certifikale erfordern, und in Folge
Dessen foll der besagte Versicherung>C°m-
missär besagter Association ein Cirkular aus-
stellen, welches sie ermächtigt, Geschäfte in
diesem Staate zu thun, sür welche er die
Summe von sünsunszwanjig Dollar erhal-
ten soll; aber wenn besagte Association un-
ter den Gesetzen diese Staate incorporirt
ist, die nach den Gesetzen de Staates, in
welchem sie incorporirt wurde, nicht gehalten
ist. Bericht zu erstatten oder das in diesem
Abichnitte erwähnte Certifikat nicht durch da
Gesetz de Staates, wo die Jncorporalion
stattfand, vorgeschrieben ist. dann soll der
VersichcrungS-Commissär eine Prüfung ihrer
Angelegenhelten anstellen in einer Weife
wie e in dem nachfolgenden Abschnitte
(Abschnitt 143 S) vorgeschrieben ist, ehe er
ein solche Sertisikal ausstellt, und bis ein

solche Certifikat verweigert wird nach einer,
wie vorgeschrieben, staltgesundenen Prüfung,
solche Association soll sorisahren, Geschäfte
in diesem Staate zu thun, wie bisher. Un-
mittelbar nach der Annahme dieses Gesetze
soll der VersicherungS-Commissär den höch-
sten Sekretär und den Staatssekretär alle:
IN dem Abschnitte 143 L beschriebenen Asso-
ciationen, welche Geschäfte in diesem Staate
machen, von de Verfügungen dieses und
der solgenden Abschnitte in Kenntniß setzen,
und besagte Association soll die in diesem Ab-
schnitte verlangten Papiere innerhalb zweier
Monate nach Empfang der Notiz hinterle-
gen. Di Kosten einer Prüfung, wie sie un-
ter diesem Abichnitte für Associationen, die in
diesem Staate incorhorirt sind, vorgeschrieben
ist, sollen sünfzig Dollars nicht übersteigen.

Abschnitt 143 S. Irgend eine solche
Association, welche unter den Begriff einer
brüderlichen Wohlthätigkeit - Geselllchast
fällt, nach Abschnitt 143 L diese AriikelS,
organisirt unler den Gesetzen eiikes anderen
Staates, einer Provinz oder eines Gebiete,
und welche jetzt leine Geschäfte in diesem
Staate thut, soll Erlaubniß erhalten, inner-

halb diese Staate Geschäfte zu machen,
wenn sie dem VersicherungS-Commissär eine

gehörig beglaubigte Copie ihres Freibriese
und ihrer Vereilisstalulen und eine Top,
ihrer Costilutlon und Nebengesetze vorlegt,
beglaubigt von ihrem Sekretär oder corre-
spondirenden Beamten, auch soll eine Voll-
macht für den Versicherung-Commissär die-
se Staaie dezjieaen, al der Person,
welche, wie später ausgeführt wird, belangt
werden kann, und sie foll besagtem Verficht-
rungS-Commissär eine Gebühr von fünftlnd-
zwanzig Dollar zahlen für Hinterlegung
besagter Papiere und Anstellung eines An-
walteS, und vorauSgesttzl, daß solche Asso-
ciation sich al berechtigt erweist Geschäfte
in dem Staate, der Provinz oder dem Ge-
biete zu thun, in welchem sie incorporirt
oder organisirt ist, und im Falle die Gesetze
des Staates, der Provinz oder de Gebietes
keine sormelle Erlaubniß verfügen, daß eine
solche Association Geschäfte thun darf, dann
foll solche Association angefehen werden, daß
sie ihre Geschäfte in Uebereinstimmung mit
den Versügungen der Abschnitte 14315 bis
143 (inklusive) diese Artikel, zu welchem
Zwecke der Versicherungs - Commissär de

Staate persönlich oder durch eine von ihm
zu bestimmende Person die Verhältnisse, de
Charakter und die GeschästSmethodcn, die
RechnungSbücher und die Kapitalanlagen
des Hauptbureaus untersuchen soll, welche
Untersuchung auf Kosten solcher Asjocialion
geschehen soll, und soll dieselbe innerhalb
dreißig Tagen nach Forderung derselben
stattfinden und der Versicherungs-Commis-
sär soll von besagter Association sür solche
Prüfung die Summe von fünfzig Dollars
ernalten und die thatsächliche Reiseunkosten
welche nicht mehr, als zehn Dollars pro
Tag. in denen er mit solcher Untersuchung
thatsächlich beschäftigt ist. betragen soll. Der
Bersicherungs-Commissär foll solcher Asso-
ciation ein Certifikat ausstellen, wie es in
diesem Abschnitte verlangt wird, welches sie
ermächtigt. ,n diesem Staate Geschäfte zu
machen, und sür diefeS Certifikat soll beiagte
Association besagtem Commissär die Gebühr
von fünfundzwanzig Dollar zahlen.

Abschnitt 143 s. Jede derarliae As-
sociation, welche Geichäfte in diesem Staate
verrichtet, soll an oder vor dem letzten März
eines jeden Jahre dem Versicherung. Kom-
missär dieses Staates über ihre Angelegen-
heiten und Thäiigkeit während de am 31.
Dezember zu Ende gegangenen Jahre Be-
richt erstatten, welcher Jahresbericht an
Stelle aller anderen von anderen Gesetzen
verlanglen Berichle gelten soll. Solche Be-
richte sollen auf entsprechende Formulare ge-
schrieben sein, welche der Bersicherungs-
Commissär zu stellen hat, und sollen von den
gehörig aulorisirten Beamten solcher Asso-
ciation beschworen werden; dieselben oder
da Wesentliche daran soll veröffentlicht
werden in dem Jahresberichte de Versiche-
rungS-Conimissär unler einer besonderen
Ueberfchrift, beittelt ?Brüderliche Wohlthä-
tigkeitS-Geselljchaften." Der VersicherungS-
Commissär ist ermächligt zu jeder Zeit, ir-
gend eine weitere Aufklärung von irgend
einer solchen Gesellschaft u fordern über die
Art und Weise ihrer Geschäftfüdrung oder
ihrer Verhältnisse ober über irgend eine An-
gelegenheit, welche in den Abschnitten 143
L?l 43 (Beide inclusive) diese Artikel
berührt wird. Und solche Beamten solcher
Associationen, wie e der Versicherung-
Commissär vorschreiben mag. sollen alle
solche Anfragen fchriftlich beantworten, und
weun der VersicherungS-Commissär Ursache
hat, anzunehmen, daß eine solche Gesell-
schaft injolvent ist oder ihren Verbindlichlei-
ten nicht entsprechen kann, die sie ihren Be-
nefizleuten oder Aktieninhabern schuldet,
oder wenn sie ihr Gezchäft in ungesetzlicher
Weise betreibt, dann kann er durch eine von
ihm bestimmte Perfon die Rechnungen, Bü-
cher und Geldanlagen besagter Asiociation
prllsen lassen in ihrem Haupt-Büreau, aber
die Unkosten dürfen fünfzig Dollar nicht
übersteigen. Jede solche Association soll bei
Einreichnug ihre Jahresbericht dem Ber-

Allgemeine Staats Gesetze.
sicherug-Conimisiär die Summe von füns.
undzwanzig Dollar zahlen.

Abfchnitt 143 I.?Jede solche Gesell-
schaft, welche jetzt innerhalb diejeS StaaleS
Geschäsle macht oder künftig zum Geschäfts-
betrieb in Maryland zugelassen wird, ihr
Hauptbureau nicht innerhalb dieses Slaale
hat und nicht unter den Gesehen diese
Staates organisirt ist. soll den Assekuranz-
Commissär oder dessen Amtsnachfolger
schriftlich zu ihrem wahren und gesetzliche
Anwälte ernennen, welchem alle gerichtli-
chen Angelegenheiten in irgend einer Klage
oder einem Prozesse gegen sie zugestellt wer-
den könueit. und hat in solchem Schriftstücke
zu vereinbaren, dag irgend ei GerichiSver-
fahren gegen sie. das "besagtem Assekuranz-
Commissär übertragen wird, dieselbe gesetz-
liche Krast und Gültigkeit hat, als wenn die
beireffende Notiz der Geiellschast selbst zu-
gestellt worden wäre, und daß die Autorität
so lange, als irgend welche Verbindlichkeit
in diesem Staate noch ausstehen bleibt, sort-
dauern soll. Abschristen solcher vom besag-
ten Assekuranj-Commissär beglaubigter Cer-
tifikate follen als hinreichender Beleg dafür
gelten und mit derselben Kraft ud Wirkung
altz Beleg zugelassen werde, wie das Ori-
ginal etwa zugelassen werden könnte. No-
tiz für solchen Anwalt soll als hinreichende
Notiz sür solche Gesellschaft erachtet werden.
Wenn ein gegen irgend eine solche Gesell-
schaft gerichteies gerichiliches Vorgehen be-
jaglem Versichernngs-Eommissä: zugestellt
wird, so hat dieser sofort die Gesellschast
hiervon durch portofreie und an deren im
Staate wohnenden Sekretär und den ober-
sten oder Chef-Sekretär oder entsprechende
Beamte derselben adressirte Schreiben zu
benachrichtigen und innerhalb zweier Tage
nach solcher Zustellung aus demselben Wege
eine Abschrisi des ihm zugestellten Gcrichre-
dokumentS solchen Beamien zu übermitteln.
Der Kläger in solchem also angestrenglen
Bersahren hat dem Asseluranz-Commissär
zur Zeit solcher Zustellung eine Gebühr von
sünf Dollars zn entrichten, welche von ihm
als Theil der umlegbaren Kosten, falls er

den Prozeß gewinnt, einzutreiben sind. Der
Asselnranz - Commissär Hai über alle ihm
dergestalt zugestellten GerichiSnottzei: Pro-
tokoll zu sühren, in welchem Tag u. Stunde
der Zustellung zu verzeichnen sind.

Abichnitt 143 3. Der Assekuranz-Com-
missär dieses Staates soll jeder der besagten
Gesellschaften, die innerhalb dieses SlaaleS,
wie es durch Abschnitte 143kb>S 143(ein-
schließlich) dieses Artikels vorgesehen ist, zwei
Auszüge ihres zur Veröffentlichung abgefaß
ten Jahresberichts liefern, wofür sie ihm
vier Dollars zu bezahlen hat.

Abschnitt 143 Solche Gesellschaft
darf keine bezahlie Agenten zur Erwerbung
oder Beschaffung von Mitgliedern anstelle,
ausgenommen bei der Organisirung oder
dem Aufbau uutergeordueler Körperschaften
oder bei Gewährung von Vortheilen sür
Mitglieder zur Erlangung neuer Mitglieder.

Abschnitt 143 I-. Das Geld oder an-
dere Benefils, Unterstützung oder Hülfsbe-
trag, die resp, von irgend einer zu Geschäf-
ten unter den Abschnitten 143 15 bis 143 n
tkinschließlich) dieses Artikels berechtigten
Gesellschast auSzuzalileii, resp, zu leisten oder
vorgesehen sind, unterliegen keiner Beschlag-
nahme durch einen Euralor, FondSinhader
oder durch sonstiges Verfahren und dürfen
nicht faisirl genommen, venNilligt oder ver-
wendet weiden durch irgend eiu gerichiliches
Verfahren oder durch Gesetzeseffckt zur Be-
zahlung irgend einer Schuld oder Verbind-
lichkeit eines CerlifikalinhaberS oder irgend
eines in einem Certifikale genannten Pfriind-ners oder irgend einer Person, welche lrast
desselben irgend ein Anrecht darauf hat.

Abschnitt 143 Zl. Jede folche unter den
Gesetzen dieses Staates organisirte Gesell-
schaft kann für die Versammlungen ihres
gesetzgebenden regierenden Körper in
irgend einem Staate, einer Provinz oder
Territorium, wo solche Gesellschaft unterge-
ordnele Körperschaften hat, Vorkehr treffen,
und alle in solchen Versammlnligen erledig-
ten Geschäft sind in jeder Hinsicht eben so
gültig, als wenn solche Versammlungen in-
nerdalb dieses Staates gehalten worden wä-
re, und wo die Gesetze irgend einer solchen
Gesellschast für die Wahl ihrer Beamien
durch in ihren untergeordneten Körpern ab-
zugebende Stimmen Vorsorge treffen, sollen
die solchermaßen in ihren'untergeordneten
Körpern in irgend einem anderen Staate,
Gebiete oder Provinz abgegebenen Stim-
men ebenso gültig sein, als wenn sie inner-

halb dieses Staates abgegeben wären.
Abschnitt 143 Irgend eine Per-

son, Beamter, Mitglied, unlerjucheuder Arzt,
welche wissenllich oder absichtlich irgend eine

falsche oder betrügerische Angabe oder Dar-
legung bei oder in Bezug auf irgend ein
Gesuch um Mitgliedschaft oder zum Zwecke
der Erlangung von Geld oder Unterstützung
in irgend einer unter den Abschnitten 143
bis 143 (einschließlich) diese Artikels Ge-
schäsle verrichtende Gesellschaft machen, sind
eine Vergehens schuldig und werden bei
Ueberführung mit einer Geldbuße von min-
destens tzlvO und höchstens H5OO oder mit
Einsperrung im Stadt- oder County - Ge-
fängnisse auf mindesten 30 Tage und höch-
stens 1 Jahr oder mit beiden Strafarten?je
nach dem Ermessen des Gerichts bestraft;
und irgend Jemand, der eine falsche Angabe
irgend eines Materials, eines Faktums oder
einer Sache in dem beschworenen Ausweise
über den Tod oder die Entkräftung eines

Ccrtifikat-JnhaberS in irgend einer solchen
Gesellschaft Behufs Erlangung von Auszah-
lung einer in dem Certifikale solchen Inha-
bers angeführten Unterstützung wissentlich
und absichtlich macht, und irgend Jemand,
der irgend eine salsche Angabe in irgend ei-
nem eidlich erhärteten, durch dte Bestim-
mungen der Abschnitte 143 L bis 143
(einschließlich) diese Artikels ersorderlichen
oder autorisineu Berichte oder Erklärung
absichtlich macht, ist des Meineid schnldig
un gerichtlich zn Prozessiren nnd u bestra-
fen, wie es die Gesetze dieses Staates über
das Verbreche de Meineides erheischen.

Abichnitt 143 0. Irgend eine solche
Gesellschaft, welche die Erstattung des im
Abschnitte 143 Ii vorgeschriebenen Berich!
verweigert oder verabsäumt, ist von Geschäf-
te in diesem Staate in Erlangung neuer
Mitglieder auszuschließen. Beiagler Asfe-
luranj-Commissär muß binnen 60 Dagen
nach Verabsäumung solchen Berichts oder
im Falle irgend eine solche Gesellschaft ihre
Befugnisse iHerfchreitet oder ihre Geschäfte
betrilgcnfch betreibt oder irgend einer der
Bestimmungen der Abfchnitte 143 L bis 143

(einschließlich) dieses Artikels nachzukom-
men ermangelt, sofort gegen solche Gesell-
schaft eine Klage anstrengen um dieselbe
am Betriebe irgend welcher Geschäfte zu
hindern. Und keine Geschäfts-Jnhibition
darf irgend ein Gerichtshof gegen irgend
welche solche Gesellschast erlassen außer aus
Ansuchen wie eS in diesem Abschnitte dar-
gelegt ist. Keine solche inhibjrle Gesellschaft
hat zur Fortsetzung von Geschäslen Autor,-

tät, bi sie den ersorderlichen Bericht erstat-
tet Hai, oder bis die offenkundige Handlung
oder die Ueberlrctuug. über die Beschwerde
erhoben worden, berichtigt ist und die Kosten
des Prozesses bezahlt sind, wenn nämlich der
Gerichtshof findet, daß solche Geiellschast der

angeschuldigten Verjäumiiiß schuldig ist; erst
dann soll der Assekuranz-Commisiär solche
Gesellschaft rehabilitircn, und erst bann ist
ihr der Geschäftsbetrieb iu diesem Staate
wieder erlaubt. Ein Beamter. Agent oder
irgend Jemand, der sür irgend eine Gesell-
schaft oder deren untergeordneten Körper in-

nerhalb dieses Staates .n Beschaffung neuer
Mitglieder thätig ist. während der Gesell-
fchaft der Geschäftsbetrieb iu Gemäßheit die-
ses Abschnitte liniersal,t ist, macht sich eines
Vergehens schuldig und ist im Uebersüh-
rungS-Falle mit einer Geldbuße von minde-
stens G 25 oder höchsten s'2oo oder mit Haft
im Stadt- oder County-Gefängnisse auf we-
nigstens 30 Tage oder höchstens 1 Jahr oder
mit Geldbuße und Einsperrung zugleich
je nach dem Ermessen des GerichlS zu be-

strasen.
Abschnitt 1431. Irgend Jemand,

der innerhalb dieses Staates als Beamter,
Agent oder anderweitig mit Beschaffung
neuer Mitglieder für irgend eine Gesellschaft,
welche irgend eine der Vorschriften der Ab-
schnitte 143 bis 143 (einschließlich) diese
Artikels ermangelt, verabsäumt oder sich ge-
weigert oder irgend eine derselben iibertre-
ten oder Dies sich hat zu Schulden kommen

lassen vor Beginn de Gejchäftbelriebe
laut bejagler Abschnitte oder eine derselben,
lhätig ist, unterliegt der in dem vorherge-
henden Abschnitte auf das darin angegebene
Bergehen gesetzten Strafe.

Abschnitt 143 <Z. Brüderliche Unter-
stützung - Gesellschaften, Orden oder Ver-
eine, wie sie im Abschnitte 143 L beschrieben
sind, können in der sür die Errichtung von
Kölperschaften unter diesem Artikel beschrie-
denen Arr und Weise incorporirt werden;
jedoch darf keine solche in einem anderen
Staate, Gebiete oder Provinz incorporirte
Gesellschaft, Orden oder Verein, auch kein

Conzil over Zweig oder dazu gehöriger Theil
derselben unter den Gesetzen dieses Staate
incorporirt werden.

Abschnitt 143. Irgend eine zum
Geschäftsbetriebe in diesem Staate nach den
Bestimmungen der Abichnitte 143 L bi
143 (einschließlich) diese A'.tilet berech-
tigte Geiellschaft welche ihre Angelegenhei-
ten so führt oder in irgend einer Weise ihren
Freibrief ihre Constitution oder Gesetze der-
gestalt ändert, daß sie der im Abichnitte
143 e enthaltene.! Beschreibung einer brü-

derlichen Unlerstüvnngs - Gesellschaft nicht
mehr einspricht, hört aus Grund dieser That-
fache auf, zu den Vorrechten de genannten
Abschnitte berechtigt zu fem."

2. Abschnitt. Der Assekuranz-Com-
missär diese vtaale hat den obersten Se-
kretär einer jede besagten Gesellschaft, die

Allgemeine Staats-Gesetze.
jetzt in diesem Staate Geichäfte ihnen, von
der Annahme diefer Alle zu benachrichtigen
und ein Formular für den Bericht ihrer
Thätigkeit für da am 31. Dezember 1893
endigende Jahr beiznschließen, und jede Ge-
sellschaft, welche folche Noliz nebst Formu-
lar erhält, muß folchen Bericht in der in

Abschnitt 143 u vorgesehenen Weise späte-
sten drei Monate nach dem Tage des Em-
pfange solcher Noliz nebst Formular ein-
reichen bei RiSkirung der gleiche, un AK-
schnitte 143 ? ant Nichteinreichung eines
Berichts gesetzten Strafen.

3. Abschnitt. Und es wird ver-
s ü g t, daß Richt, was in dieser Ztkle eui-

halien ist, auf Loge oder Orde rein reli-
giösen, wohlthätigen oder ttntersliitzungS-
EharakterS, welche an Mitglieder, deren
Familie oder von ihnen Abhängige aus-
schließlich Kranke-, Begräbniß- oder Ster-
begelder auszahlen und nichi zum Zwecke
von Profit thätig sind; auch ist keine derar-
tige Vereinigung zur Erstattung von Be-
richlen auf Grund diefeS oder irgend eines
anderen AbjchmlleS der VersicheruiigS-Ge-
fetze angehallen. Des Weiteren braucht
keine geheime oder brüderliche Gesellschaft
oder kein Verein von Angestellte irgend
eines besonderen Handwerkes, einer Firma
oder Körperschaft, die in diesem Staaie or-

ganisirt sind uns nur Krankengeld von zu-
sammen höchstens 5250 in einem Jahre an
irgend eine Person oder Begräbnißgeld an
die von einem Mitgliede Abhängigen im
Betrage von höchstens Z3SV bezahlen, hier-
über irgend welchen Bericht nach diesem
Artikel oder nach irgend einem anderen Ar-
tikel der Versicherungs-Gesetze einzureichen;
ferner wird verfügt, daß Ceriifilate, die von
dem verbesserten und von dem unabhängi-
gen Orden der ..VundeSjöhne" (v'-ml
n'ritti)ausgestellt sind, an eine Wohlthätig-
keilS-Anstalt zahlbar gemacht werden dür-
sen, wie Dies bis jetzi in den Nebenstaln-
len derselben vorgesehen ist.

4. Abschnitt. Und eS wird fer-
ner verfügt, daß alle mit dieser Akle
unverträglichen Akle und Theile von Allen,
soweit diese Unverträglichkeit reicht, wider-
rufen werden, und daß diese Akle mit dem
Tage ihrer Annahme in Kraft tritt.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Krank Brown, Gouverneur.
Joy Watter Smitv,

Präsident des Senates.
JameS H. Presto,

Sprecher des Unterhauses.
Wir bescheinigen hiermit, daß Vorstehen-

des eine getreue Abschrisi einer in der 1894er
Januar-Sitzung angenommenen Akte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Roger Mcsherrh,
Sekretär des Senats.

B. Z. Smith,
des Unterhauses.

144. Kapiiel.l

Eine Akte zum Widerruf des 27. und
28. Abschnittes deS 56. Artikels der
allgemeinen Staatsgesetze, Titel ?Li-
cenzen," Untertitel ?Höker und Hau-
sirer," soweit dieselben sich auf Anne
Arundel-Counly beziehen, und zum
Erlasse zweier neuer Abschnitte zum
Artikel 2 der öffentlichen Lokal-Ge-
setze, Titel ?Anne Arundel-County,"
unler dem neuen Untertitel ?Höker
und Hausirer." welche dem 167. Ab-
schnitte folgen und als Abschnitte 167
X und 167 L bezeichnet werden sol-
len.
I.Abschnitt. E wird durch die

Staat s-G esetzgebung von Mary-
land verfügt, daß die Abschnitte 27 und
28 de SK. Artikels der allgemeinen Staat-
Gesetze, Titel ?Licenzen," Untertitel ?Höker
und Hausirer," hiermit widerrufen werden
und sind, soweit sich diejelben auf Anne
Aruudel - Counly beziehen, und daß zwei
neue Abschnitte hiermit dem 2. Artikel der
öffentlichen Lokal - Gesetze, Titel ?Anne
Aruudel - Eounly," unler dem neuen Unter-
titel ?Höker und Hausirer" hinzugefügt wer-
den und sind und als Abschnitte 167 und
167 n bezeichnet werden und, wie folgt, lau-
ten folleii:

?167 Kein Höker oder Hausirer soll
innerhalb Anne Arundel - Eounly irgend
welche Güter. Waaren oder Gegenstände
zum Verlause außerhalb de SlaaieS an-
kaufen. kaufen oder verhandeln, feilbieten
oder verkaufen, zum Handel anbielen oder
feil zu bieten oder zu verkaufen suchen, wenn
er nicht vorher für Kiefen Zweck eine Licenz
gelöst hat. und irgend eine Person, welche
Waaren zum Verlaufe und Ablieferung zur
Zeit des Verkaufe bei sich führt, foll als ein
Hausirer im Sinne diese Gesetzes angese-
hen werden und soll nicht berechtigt sein,
unter der Licenz eines Fabrikanten Verkäufe
und Ablieferungen von Waaren, die er zum
Verlaufe und Ablieferung mit sich führt,
vorzunehmen, es fei denn, er besitze einen

Erlaubnißschein eine solchen Fabrikanten,
und jeder Fabrikant von Waaren, welcher
nach einem doua, NUe-Verkauf an solchen
Hausirer einen solchen Erlaubnißjchein aus-
stellt oder den Versuch macht, einen solchen
Hausirer unler feinen Privilegien als Fabri-
kant zu schützen, soll allen in den öffentlichen
StaatZgesetzen für Personen, welche ohne
Licenz verlaufen, niedergelegten Strafen
unterworfen sein; NichlS in diesem Abschnitt
soll auf Höker und Hausirer von Austern
uns Fischen in deren unconjervirtem natür-
lichem Zustande oder von Obst uuo Gemü-
sen. welche von Natur dem Verderben aus-
gesetzt sino und in diesem Staate in ihrem
natürlichen Zustande verkaust werden, An-
wenduiig finden.

167 n. Für eine jede solche Licenz sollen
dem Altnar des KreiSgericht von Anne
Arnndel-Eounly die folgenden Raten gezahlt
werden, nämlich: für jede Licenz, zu Fuß
Verkäufe zu machen, ZWO; um mit einem
Pferde oder anderem Lastthier und Wagen
oder anderem Gefährte Verkäufe zu machen,

K 150; Mit zwei Pferden oder anderen Last-
thieren und Wagen oder anderem Gefährte,
5200; und alle unter den Vorschriften dieies
Abschnitte ausgegebenen Licenzen fallen
nur für den Termin von einem Jahr ausge-
geben werden und am Ende eine jeden
Jahres erlöschen. Irgend eine Person, wel-
che die Bestimmungen dieses und des vor-
hergehenden Abschnittes verletzt, soll eines

Vergehens schuldig erachtet und nach Ue-
berflihruiig vor einem Friedenrichler um
nicht weniger, al 150 und nicht mehr, al
5100 gestraft, werden, wovon eine Hälfte
dem Angeber und der Rest dem Staate zu-
fällt, oder zur Einsperrung in dem Counly-
Gefängniß oder dem StaalS-ArbeilShau
für einen Termin von nicht weniger, als
3 Monaten oder nicht mehr, als 6 Monaten
von dem Tage des Urtheil an verurtheilt
werden."

2. Ab fchn i t t.?U n d e wird ver-
fügt, daß diese Akte vom Tage ihrer An-
nahme au in Kraft treten foll.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Krank Brown, Gouverneur.
John Walter Smtth,

Präsident des SenalS,
JameS H- Preston,

Sprecher de tinierbauses,
Wir bescheinigen hiermit, baß Vorstehen-

des eine gelreue Abschrist einer in der IB9ter
Januar-Sitzung angenommenen Alte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Roger McTverr,
Sekretär des Senats.

V. L. Smith,
Chef Elerk de Unterhauses.

15. Kapitel l
Eine Akte zum Widerrufe des 213., 214.

und 215. Abschnittes de 16. Arti-
kels des Codex allgemeiner Staatsge-
setze mit dem Titel ?Kanzlei-Versah-
ren," (LliÄnoei-v), Untertitel ?Eu-
rator" (Trustes), und zum Wieder-
erlasse desselben mit Amendements.
1. Absch n itt. E wird von der

Maryländer Gesetzgebung ver-
fügt. daß der 213.. 214. und 215. Ab-
jchnillde 16. Artikel de Codex allgemei-
ne StaalSgefetze mit dem Tilel ?Kanzlei-
Verfahren," Untertitel ?Eurator," hierdurch
widerrufen und in folgendem Wortlaute
wieder erlassen werden:

?213. Ein Euralor oder Euratoren im
Staaie Maryland, feien sie Die durch Te-
stament oder jonslige Urkunde oder durch Er-
nennung auf Weisung de KreisgerichlS der
Stadt Baltimore oder irgend eines anderen
Gerichtshofes in diesem Staate, welcher
Gerichtsbarkeit im Billigkeit - Lersahren
(kViir?) besitzt, oder das Comite irgend
eine Irrsinnigen, da Fonds, Gelder
oder Eigenthum irgend welcher Art, seien
diese nutzbringend angelegt oder nicht ange-
legt, welche zu oestui luo-Berwaltungsinaf-
sen oderJrrsiniiigen gehören, baben, können
auf Anordnung de Kreisgerichts der Stadt
Baltimore oder auf Weimng irgend eines
GerichlSbarkeit im Billigleils Verfahren be-
sitzenden Gerichtshofes die'e Staaie oder
irgend eines Richters derselben da Kapital
besagter Verwaltungmasse, in was immer

sie bestehen mag, al da Eigenthum seiner
oder ihrer cestul gus-BerwallungSmasse oder
folchen Irrsinnigen an irgend einen anderen
Euralor oder andere Curatoren besagter
oestut <ie.Berwallullgmassen oder an den

von einem Gerichte mit competenter Ge-
richtsbarkeit in irgend einem Staate oder
einem Richter desselben ernannten Vormund,
Comite oder Curalor solches Irrsiunigen
übertragen, überweifen oder auszahlen, mag
nun der sogenannte Curalor, das Comite
oder der Vormund im Staate Maryland
oder anderwärts wohnen.

214. Auf Ansuchen hat da Kreigericht
der Stadt Baltimore oder ein Ge-
richtsbarkeit im Billigkeits-Berfahreu de-

Ltaats-Gesetze.
sitzender GerichiShof in diesem Siaaie Boll-
macht und Befu.llnß. einen Befehl zu erlas-
sen, weicher die Uebertragung, Ueberweisung
oder Auszahlung der Verwaltung.FondS,
Gelder oder des Eigenthums besagter
V>Berwaltungiasseii oder Irrsinniger
auf und an irgend einen andere Curator
oder Curakoren. Coniite oder Vormund, wie

es im 213. Absaniitt erwähnl und genau
angeführt ist, anordnet; doch muß vor Er-
lag des erwähnten Befehls da besagte Ge-
richt oder irgend ein Richter desselben, wie
eS im vorhergehenden Abichnitte dargelegt,
welcher zum Erlasse solchen Beiehl? defugt
ist. die Ueberzeugung haben, daß eS im In-
teresse und Vortheile der cestnl c,n<?-Berwal-
tuiigsinasseii oder der Irrsinnigen liegen
würde, dag bejagte Uebenragung geschehen
jollle, und der Gerichtshof oder besagter
ter sich d:S Weiteren davon überjeugt haben,
daß besagter neuer Eurator, Comite oder Vor-
mnnd nch mit Eigenthum verbürgt und den
ÄuilSeid als besagter Eurator, Eomile oder
Vormund geleistei hat.

215. Die Quittung und der Empfang-
schein des Eurator oder der de
Comite'S oder Vormundes über da nach
dem 7S. Artikel die'e Codex beglaubigte
Eigciilhum, denen besagte VerwaliungS-
Geloer, -Eigeiuhum und -Effekle der eestul
qLI-.Ler wali u n g Sinas je n oder Irr-
sinnigen kraft des Befehls oder Delreis des
besagten Kreisgerichis der Stadl Baltimore
oder irgend eines anderen Gericht? mit zu-
sländiger Gerichlsbarleit in diesem Staate
oder irgend eines Richters desselben ausge-
zahlt oder Überwielen oder übertragen wor-
den fein mögen, sollen sür den Eurator oder
das Eomire, welche solchergestalt bejagte
Nerivaltuiigsgelder, -Besiyihümer und -Ef-
fekten besagter BerwaltungSniasse auSzah-
leii. übertragen oder überweisen, als gute
und hinreichende Entlassung gellen."

2. Abjchnit t.?U nd es wird ver-
fügt, dag diese Beiordnung mit dem Tage
ihrer Annahme in Kraft tritt.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Frank Br.iwn, Gouverneur.
John Walter Smittt,

? James H. Presto.
Sprecher des Unterhauses.

Wir bescheinigen hiermit, dag Vorstehen-
des eine getreue Abschrift einer inderlBS4er
Januar - Sitzung angenommenen Akte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Roger McSherry,
SenalS-Sekretär.

B. S. Tmit,
Ehef-Eierk des Unterhauses.

144. apttetf

Eine Akte zur Serwilligung einer Summe
Geldes, um gewisse Bände der Ver-
handlungen des Prerogativ-Gcrichts
der Provinz Maryland, Administra-
tions-Conti, Znventare und Bilanz-
Bücher mit einem Verzeichnisse zu ver-
sehen, sowie die Original-Testamente
der ersten Ansiedler von Maryland
auf's Neue zu ordnen und gegen
Feuer zu schützen. Da sich zur Zeil
in dem Bureau des Testaments-Regi-
stralors von Anne Arundel-County,
früher zum Amte dcS General-Eom-
ntissärs der Provinz Maryland ge-
hörig, 47 Bände der Verhandlungen
des Prerogativ-GerichtS der benann-
ten Provinz, ferner 74 Bände Adini-
nistrationS-Conti. 126 Bände Inven-
tar- und 6 Bände endgültiger Ver-
theilungSberichte oder Bilanzbücher
von allen Eounties deS Staates, die
vor Ausbruch des Nevolulionskrieges
existirten, befinden, welche werthvolle
Informationen enthalten, Sachen,
welche jetzt dem Publikum nicht zu-
gänglich sind, da einem großen Theile
dieser Bände das Inhalts-Verzeichniß
fehlt, und da ferner sich in dem Bü-
reau deS genannten Teftaments-Regl-
strators zur Zeit 1500 Origmal-
Testamente der ersten Ansiedler Mary-
land'S. die Periode von von v.
1635 bis 1777 umfassend, befinden,
welche ebenfalls von großem geschicht-
lichem Interesse, aber wegen Mangels
an passenden Vorrichtungen zu deren
Zusammenstellung und Prüfung fak-
tisch dem Publikum nicht zugänglich
sind, und da dieselben sich in Folge
des leichten und feuergefährlichen
Baues der Räumlichkeit, in der sie
aufbewahrt sind, in der Gefahr be-
finden, durch Feuer vernichtet zu wer-
den, deshalb:
1. Abschnitt wird durch die

Gesetzgebung vo n M ary la d ver-
fügt, daß der Testamenis-Registrator von
Anne Arundrl.Eouiny und der Gouverneur
des Staates hierdurch aulorisirt und ermäch-
tigt werde und sind, igeeignete Büchern,
die von ihnen zu diesem Zwecke zu kaufen
sind, eiit InhallS-Berzeichiiig der obener-
wähnten 47 Bände der Verhandlungen de
Prerogaliv-GerichtS der Provinz Maryland,
74 Bände Administralions-Eonti, 126 Bände
Jnventare und K Bände VertheilungS- oder
Bilaii.zbücher anfertigen zn lassen und in
Pateiit-Alleii-Halterii und -Mappen, welche
von ihnen zu diesem Zwecke gekaust werden
sollen, 1500 Ocigiiial-Testameiiie der ersten
Ansiedler der Provinz Maryland, wie vor-
erwähnt, zu ordnen.

2. Abschnitt. Und es wird ver-
fügt, daß die beiden vorerwähnten Be-
amten hierdurch autzrisiri und ermächligt
werden und sind, das besagte Bureau de
Testament - Registraiors, in welchem die
besagten Dokumente aufbewahrt sind, durch
Anbri'iguug einer eisernen Thüre, eiserner
Regale und"Fensterrahmen und eines stei-
nernen oder Eement- oder anderen unenl-
jündbaren Fußboden feuersicher zu machen.

3. Abf chn ltt. ?Un d es wird ver -

fügt, daß die Summe von 1500 Dollars
oder wviel davon, als für nothwendig befun-
den wird, hiermit verwilligt wird und ist:
Erstens, um die Kosten für die feuersichere
Einrichtung des genannten Bureau und dte
Anfertigung der Inhaltsverzeichnisse der
verschiedenen in dem vorhergehenden Ab-
schnitte erwähnten Bände und den Ankaus
der dazu nöthigen Bücher zu decken, vorbe-
halten, daß für die Anfertigung der In-
haltSregister nach derselben Rate gezahlt
werden soll, wie zur Zeit das Gesetz für die
gleiche Arbeit in dem Bllreau des Testa-
meiitS-Regislralor vorschreibt, und Zwei-
tens die Kosten der Anzahl Palenl-Aklen-
haller und -Mappen zn decken, welche noth-
wendig sind, um in denselben die besaglen
Original-Testamente in gehöriger Weise zu
ordnen, und zur Deckung der Kosten des
OrdnenS derselben, vorbehalten, die Kosten
der besagten Altenhalter und -Mappen und
des OrdnenS der besagten Testamente sollen
die Summe von ?250 nicht überschreiten,
und der Eonlroleur de Schatzamtes von
Mailand ist hierdurch aulorisirt und ange-
wiese, feine Anweisungen an den Schatz-
meister, zahlbar an die Order de Tests-
mentS-NegistralorS, von Zeil zu Zeit, wie

solche Arbeit gethan oder Ankäufe gemacht
worden sind, und die besagte Herstellung der
Inhalts-Verzeichnisse und das Ordnen fort-
geschritten sind, für die zur Deckung dersel-
den nothwendigen Beiräge, die Gesamint-
jumme von tzlSvv nicht überschreitend, aus-
stellen, vorbehalten, daß der besagte Testa-
ments - Negistrator und Gouverneur von
Zeit zu Zeit eine fpezifizirte Abrechnung für
solche Aukänfe, Anfertigungen und Arbeiten
einreichen und als correit bezeichnen sollen.

4. A bfch n ltt.?Und eS wird ver-
fügt, baß diese Akte mit dem Tage ihrer
Annahme m Kraft tritt.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Frank Brown, Gouverneur.
John WalterSmtth.

Präsident des Senates.
James H Presto,

Sprecher des Unterhauses.
Wir bescheinigen hiermit, daß Vorstehen-

des eine getreue Abschrift einer in der 1894er
Januar-Sitzung angenommenen Alte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

IStöger McTherrh,
SenatS-Sekretär.

B. L. Smitv,
Chef-Clerk des Unterhauses.

Z474. Kapitel.l

Eine Akte zum Widerruf deS 47. Ab-
schnittes des 16. Artikels der allgemei-
nen Staatsgesetze, Titel ?Chancery,"
Untertitel ?Trunkenbolde," und zum
Wicdererlasse desselben mit Amende-
ments.
1. Abschnitt.?Es wird durch die

Gesetzgebung Maryland' ver-
fügt, daß der 47. Abschnitt de IL.Artikel
der allgemeinen Staatsgesetze, Tilel,,Chan-
cery," Untertitel ?Trunkenbolde," biermit
widerrufen und mit Amendements wieder-
erlassen wird, so daß er.lwie folgt, laiuet:

~47. Wenn immer durch eine eidlich er-
härtete Petition irgend eine Person als ein
Gewohiiheilsjänfer und al unfähig bezeich-
net wird, für sich selbst zu sorge, oder fein
oder ihr Eigenthum zu verwalten, fo soll ir-
gend ein KreiSgericht diese SlaaleS und
ebenso irgend eines der KreiSgerichte der
Stadt Baltimore die Besuguiß haben, nach
seinem Gutdünken und nach solchen vorläu-
figen Untersuchungen oder Nachfragen, die
exvartv ,zu machen für gut befinden mag,

Allgemeine Ttlrats-stieseke.
dem Sairrifi des oder der
rejp. den Befehl zu eriheilen, die so bezeich-
nete Person zu arreiire und dent geüan.
:e Gericht vorzuführen?z'" es soll die
Hfiichr Schenff sein, cinem solchen Be-
seht Folge zu leisten, und das Gericht soll
die Vorladung einer Jury von gulen und
geseylieb-ndeii Männern durch den Säierisf
veranlissen. welche sofort vereidigt werden
foll, und soll die'erlnry aufgeben, unter Eid
in de: Gegenwart einer wichen Person zu
tinlersuchen, ob er oder sie ein Gewohnheit-
fäufer, unfahut, für sich felbst zu sorgen ist ;
und die Verhandlungen in einem solchen
Falle sollen dieselben sei. wie in Fällen ge-
gen anqedliche Irrsinnige oder Wahnsinnige
vom 'ejetze vorgeschrieben ; und d-e Ge-
fetzeS-Regtln und Vorschriften, welche aufEigenthum von Irrsinnigen jetzt Anwendunz
finden, sollen auf Fälle von Personen An-
Wendung finden, welche unter den Bor
schrisien dieses Abschnittes als Gewohnheiis-
fäuser erklärt werden, es sei denn, eS werd
hierin anderweitig verfügt; und irgend eine
Person, welche als GeivohiiheilSsäuser be-
zeichnet werden mag, kann auf die gesetzliche
Verhandlung zur F-ststellung der Thatsache
verzichten und mit Genehmigung des Ge-
richie, in welchem bciagle Penlion
eingereicht werden mag, seinen oder
ihren eigenen Curalor ernennen und
freiwillig für eine limilirle Pcriose
in ein von dem Gericht zu bezeich-
nendeS Institut eintrete; und die Verwal-
tungsbehörde eines solchen JnstitulS kann
eine folche Person sür die Dauer der Zeit,
die zu verweilen er oder sie sicli verpslicviet,
festhalten: und fall die Person, gegen welche
eine Petition eingereicht werden mag, von
der Jury als Gewohnheiissänser bezeichnet
wird, der nicht tür sich selbst sorgen I-nin, ,o
soll es die Pflicht des Genau jein, für eine
jolche Perjon einen Euralor zu ernennen,
und ein solcher Curator soll mit der ichrisl-
lichen Zustimmung und Vollmacht des Ge-
richts die Befugniß haben, eine solche Per-
soii in einem passenden Institut für die
Dauer einer solchen Zeit, wie sie da Ge-
richt schriftlich gulheißt. zu inlerniren; in-

dessen mag besagter Cura:or mit der fchrift-
lichen Zustimmung uns Vollmacht de Ge-

r>chlS zu irgend einer Zeit den besaglen
Trunkenbold aus solchem Instnut enilassen,
und die Periode der Einsperrung eines sel-
chen Gewohnheilssänsers mag von besaglem
Curalor mit der ichriftlichen Zustimmung
und Vollmacht des GerichlS vou Zeit zu
Zeit um solche Perioden verlängert werden,
als es für feine oder ihre vollständige Refor-
malion nothwendig erscheint. Und da
Wort GewohnheilS-Sänscr. wie in diesem
Abschnitt gebraucht, soll dahin ausgelegt
werden, daß es irgend eine Person umfaßt,
welche gewohnheiiSmäßig dem Genusse von
Alkohol, Opium, Cocain, Morphin nnd
anderen Droguen oder berauicheiiden Mit-
teln ergeben ist."

2. Abschnitt.?Und es wird ver-
fügt, daß diefe Akte vom Tage ihrer An-
nahme an in Kraft treten foll.

Am 6. April 1894 genehmigt.
Frank Brown, Gouverneur.
John Watter Smith,

JameS H. Preston
Sprecher des Unterhauses.

Wir bescheinigen hiermit, baß Vorstehen-
des eine getreue Abschrift einer m der 1894er
Januar - Sitzung angenommenen Alte der
Maryländer Gesetzgebung ist.

I. Roger McTherry,
Sekretär des Senats.

B. S Smttv,
Chef-Clerk des Unterhauses.

17. Kapitel.l

Eiue Akte zum Widerruf deS 212. Ab-
schnittes des 23. Artikels der allgc
meinen Staatsgesetze von Mary-
land, Titel ?Corporationen," Un-
tertitel,.Landstraßen-, Plankenweg-
und Passagierbahn-Gcscllschaftcn."
und zum Wicdererlasse desselben
mit Amendements.

1. Abschnitt. ?ES wirG.von der
Gesetzgebung Maryland' ver-
sügt, daß der 242. Abschnitt des 23. Ar-
tikels de Codex allgemeiner Staatsgesetze
mit dem Titel ?Corporalionen," Unter-

titel! ?Landstraßen-, Plankeiiiveg- und Pas-
sagierbahn-Gejellschasteii," hiermit widerru-
fen und in folgendem Worllanle wieder er-
lassen wird:

?242. Abschnitt. ?ES soll die Pflicht
aller Gesellschaften, welche unler irgend ei-
nem oder den Gesetzen dieses Staates in-

corporirt sind oder später werden mögen, uni
Landstraßen, Planken oder irgend eine mit
Abgaben belegte Straße oder Straßen zu
Ausbesserung und in folche: Breite, wie sie
daS jeweilige Gesetz der Jncorporirungs-
akle vorschreibt, zu halten, und fall diese
Gesellfchaft es unterlassen sollte, ihre Straß:
in folch' guter Ordnung und Ausbesserung
oder der in ihrem Freibrief angeordnelen
Breite oder unler den Besiimmungen dieses
Artikels, falls unter demselben ineorporirt,
innerhalb eines Zeitraumes von fünfzehn
Tagen zu halten, laiin irgend welche Per-
son oder Personen ein Gesuch im Kreisge-

richt des Countys und dem Snperior-Ge-
richt der Stadt Baltimore einreichen, in wel-
cher der Theil einer solchen Straße, der sich
nicht in gulem Zustand der Ausbesserung be-
findet oder nicht von der Breite u. dem Mate-
rial ist, wie ein Freibries in Yen Gesetzen, un-
ter welchen sie incorporirt wurde, verlangt,
liegt, und dabei die Unterlassung einer sol-
chen Gesellschaft der Instandhaltung ihres
Siraßenbetle in guter Ordnung und
Ausbesserung oder der so verlangten
Breite anführen; worauf irgend ein

Richter de GerichlS, iu welchem die ge-
nannte Petition eingereichl fein mag, einen

Befehl erlassen kann und sell, in welcher
der Scheriff angewiesen wird, eine Jury von
sech Personen zulammen zu berufen, die
freie Eigenthümer, oder an das Akluars-
Büreau des Superior-Gerichl der Stadt
Baltimore, nicht an solchen Straßen interes-
sirt fein follen, außer sie beuützen sie um an
dem oder den in dem Gesuch erwähnten
Theilen der Straße zusammen zu treffet?;
uns lolle die genannten Geschworenen nach
ihrer zuvorigen Einschwörung durch den
Scheriff eine genaue Untersuchung über die

wahre Beschaffenheit der erwähnten Straße
vornehmen den oder die in dem Gesuch
beschwerderechilich angeführten Theile der

Straße besichtigen und auf Grund dieser
Besichtigung und der Aussagen von solchen
Zeugen, wie Gesuchsteller oder die Gesell-
schaft, entscheiden über den Zustand diese
Straße und die Zeit der möglichen Dauer
die>er Zustände, und ein geschriebener Be-
fund soll von diesen Geschworenen unter-

zeichnet und versiegelt und vom Scheriff nach
dem AkluarS-Büreau des KreiSgerichis für
die CountieS oder zum AkluarS-Büreau des
Superior - GerichlS zurückgebracht werden,
und falls genannier Befund constatiren foll.
daß genannte Straße nicht in guler Ord-
nung oder Instandhaltung oder nicht von der
in ihrem Freibrief verlangten Breite ist, so
mag irgend ein Richter des genannten Ge-
richls innerhalb zehn Tagen nach dessen Zu-
rückberichlung denselben bestäligen und an-
ordnen. daß keine Wegsteuer von einer sol-
che Gesellschast an den zunächst befindlicher,
Thoren aus beiden Seiten des Platzes oder

der Plätze der genannten, außer Ordnung,
Instandhaltung oder von nicht genügender
Breite befindlichen Straße erhoben werde
follen, bis genannte Straße in gutem Stand
und Gebrauch und gehörig verbreitert ?eiit
mag und bis auf wettere Ordre des Gerichts;
die Gesitchsttller oder die Gesellschaft einen

Prozeß von einer Jury im Gericht können
vor Bestätigung eines derartigen Besund
einen Prozeß Seitens einer Jury im Gericht
verlange, ob genaunte Straße in gutem

Zustand und Autdesserung oder von gehöri-
ger Breite, oder beantragen, das eingeleitet

Verfahren aus GesktzeSgründen niederzu-
schlagen, und das Gericht mag aus den Be-
fund der Jury oder anderweitig, wie e mit
den Rechtsprinzipien im Einklang sein mag,
fein Urtheil abgeben nnd mag Zahlung,
urtheile für Kosten wider das County oder

die Sladt oder die Corporation oder Beide

nach feinem Ermessen erlassen. BbrauSbe-
düngen jedoch, daß die Bestätigung des Be-
funds nicht länger, al 15 Tage durch di,

Elnreichung irgend eines Antrage auf Ab-
Weisung oder auf einen Geschworeuenprozeß
durch die Korporation verzögert werden mag,
falls nicht die Corporation eine vom Gericht
zu genehmigende Bürgjchaft zur Refundi-
rung aller nach Ablauf von 10 Tagen nach
derZurückberichtung des BesundeS erhobenen
Wegsteuern stellt, falls Letzterer nach dem
Antrag oder Prozeß durch die Jury bestätig!
werden follte."

2. Abschnitt. Und e wird ver-
fügt, daß diese Akte mit dem Tage ihrer
Annahme in Kraft tritt.

Am 6. April 1894 genehmigt.
frank Brown, Gouverneur.
John Walter Smith,

Präsident des Senates.
JameS H. Presto,

Sprecher de Unterhauses.
Wir bescheinigen hiermit, daß Borstehen-

des eine getreue Abschrift einer ur der 1894er
Januar-Sitzung angenommenen Akte der

Maryländer Gesetzgebung ist.
I. Roger McSherrv,

Sekretär de Seuat.
B. L. Smith,

Chef-Clerk de Unterhauses.

Alt- Zettung-.
Nu .Srrtl>nnl.'

IvTiniHundert t dci Llfke de ..

tu,- habe.


